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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A.  in der Erwägung, dass das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 

(IStGH) zu den schwersten Verbrechen auch solche zählt, die im Rahmen 

ausgedehnter oder systematischer Angriffe auf die Zivilbevölkerung und insbesondere 

auf Frauen und Kinder begangen werden; 

B. in der Erwägung, dass die UN-Erklärung über den Schutz von Frauen und Kindern in 

Notsituationen und bewaffneten Konflikten vom 14. Dezember 1974 wirksame 

Maßnahmen gegen Verfolgung, Folter, Gewalt und erniedrigende Behandlung von 

Frauen fordert; 

C.  in der Erwägung, dass aus dem Weltbevölkerungsbericht 2010 hervorgeht, dass die 

Gewalt gegen Frauen in Krisengebieten weltweit zugenommen hat; in der Erwägung, 

dass sexuelle Gewalt zunehmend als Mittel der Kriegsführung eingesetzt wird und 

eine sehr große Anzahl von Frauen und Kindern in bewaffneten Konflikten und im 

Anschluss daran Opfer von Vergewaltigung und Verfolgung werden; 

D.  in der Erwägung, dass der IStGH aufgrund seiner sehr begrenzten Ressourcen und der 

mangelnden Unterstützung seitens der Vertragsstaaten des Römischen Statuts bei der 

Strafverfolgung von Personen, die massenhaft Straftaten gegen Frauen und Kinder 

begangen haben, mit Schwierigkeiten konfrontiert ist, was häufig dazu führt, dass die 

Täter ungestraft davonkommen; 

1. verurteilt mit Nachdruck den Einsatz sexueller Gewalt gegen Frauen als Kriegstaktik, 

einschließlich Verbrechen wie Massenvergewaltigungen, sexuelle Sklaverei, 

Zwangsprostitution, erzwungene Schwangerschaft, Zwangssterilisation, 

geschlechtsspezifische Formen der Verfolgung einschließlich Genitalverstümmelung 

bei Frauen, Menschenhandel und vergleichbare sexuelle Gewaltdelikte; 

2. fordert die EU-Mitgliedstaaten, die Vertragsstaaten des Römischen Statuts sind, mit 

Nachdruck auf, den IStGH bei seiner Arbeit zu unterstützen, und verlangt eine aktive 

internationale Unterstützung des IStGH, um der derzeit nach wie vor bestehenden 

faktischen Straflosigkeit von Personen, die derartige Gewalttaten begehen, ein Ende 

zu setzen und die Täter endlich ihrer Strafe zuzuführen; 

3. betont, wie wichtig es ist, geschlechtsspezifische Straftaten in den Ermittlungs- und 

Strafverfolgungsauftrag des IStGH einzubeziehen; 

4. betont, wie wichtig es für den IStGH ist, die Straflosigkeit sexueller Gewalt gegen 

Frauen in Konfliktgebieten und im Zusammenhang mit Kriegsverbrechen zu 

bekämpfen; 

5. fordert, dass das Problem der Straflosigkeit als ein entscheidender Faktor bei der 
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Gewährleistung der Justiz betrachtet werden muss und nicht verhandelbar sein darf; 

unterstreicht, dass die Täter vor Gericht gestellt werden und die strafrechtlichen 

Konsequenzen ihrer Handlungen tragen müssen; 

6. spricht sich entschieden dagegen aus, dass Kinder unter 18 Jahren von bewaffneten 

Gruppen rekrutiert, angeworben oder in sonstiger Weise für kriegerische Handlungen 

ausgenutzt werden; betont, wie wichtig es ist, ihr Recht auf eine friedliche Kindheit, 

Bildung, körperliche Unversehrtheit, Sicherheit und sexuelle Selbstbestimmung zu 

schützen; 

7. fordert die Ausarbeitung wirksamer Konzepte und verbesserter Mechanismen, die 

gewährleisten, dass die Beteiligung der Opfer an der Arbeit des IStGH tatsächliche 

Auswirkungen hat, einschließlich eines besseren Zugangs zu psychologischer, 

medizinischer und rechtlicher Beratung sowie zu Zeugenschutzprogrammen; betont, 

wie wichtig es ist, das Bewusstsein für das Problem der sexuellen Gewalt in 

Konfliktgebieten zu schärfen, indem rechtliche Programme durchgeführt, 

geschlechtsspezifische Straftaten in bewaffneten Konflikten dokumentiert und 

Juristen, Richter und Aktivisten auf dem Gebiet des Römischen Statuts und der 

internationalen Rechtsprechung zu geschlechtsbezogenen Straftaten gegen Frauen und 

Kinder fortgebildet werden; 

8.  fordert den Rat und die Kommission auf, ihre Bemühungen um einen Beitritt weiterer 

Staaten zum Römischen Statut des IStGH fortzusetzen und dessen Ratifizierung 

weltweit voranzubringen; 

9. fordert die EU-Ratspräsidentschaft und die Vizepräsidentin der Kommission/Hohe 

Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik auf, eng mit dem IStGH 

zusammenzuarbeiten und in internationalen Foren ihren politischen Einfluss geltend 

zu machen, um Vertragsstaaten des Römischen Statuts zur Einhaltung ihrer 

Verpflichtungen zu bewegen, da es immer wieder vorkommt, dass Vertragsstaaten 

durch ihr Handeln oder ihre Untätigkeit die Arbeit des IStGH unterminieren; 

10.  erwartet, dass sich die Vereinten Nationen in ihren Resolutionen und Maßnahmen mit 

dem Problem der Gewalt gegen Frauen und Kinder in internationalen 

Konfliktsituationen befassen, und dass Friedensprozesse und Friedensabkommen mit 

dem Völkerrecht und mit den Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen zu Frauen, Frieden und Sicherheit vereinbar sind, damit 

geschlechtsspezifische Straftaten in der Arbeit des IStGH eine größere Rolle spielen; 

betont, dass den Postkonfliktsituationen besondere Aufmerksamkeit zuteil werden 

muss, damit schnelle, schärfere und kohärentere Sanktionen gegen Aggressoren 

verhängt werden können, und erwartet, dass die Vereinten Nationen weiterhin 

Informationen und Zahlen hierzu zur Verfügung stellen; 

11. fordert den Europäischen Auswärtigen Dienst auf, bewährte Verfahrensweisen mit der 

Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen gegen sexuelle Gewalt in Konflikten 

auszutauschen und eng mit ihr zusammenzuarbeiten, um die Arbeit des IStGH in 

diesem Bereich zu stärken. 
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